
rungslager der VEAB zum „ausgelieferten Gewicht“ 
vorsieht. Hier handelt es sich — abgesehen von der 
rein rechnerischen Bestimmung des Kaufpreises — nur 
um die Verteilung der Transportgefahr zwischen VEAB 
und Großhandel. Davon, daß es zulässig sei, bei Unter­
lassung der Feststellung des Neugewichts oder abge­
lieferten Gewichts Vereinbarungen über die Gewährung 
bestimmter Schwundsätze vom Abgangsgewicht zu 
treffen, ist auch dort nicht die Rede.

Auch die zum Vertragsinhalt erhobenen Richtlinien 
über den Handelsverkehr mit Kartoffeln vom 20. Sep­
tember 1951 enthalten keinerlei Bestimmungen über die 
Verpflichtung oder Berechtigung der Klägerin, mit dem 
Verklagten als Kartoffelgroßhändler Vereinbarungen 
über die Gewährung einer Schwundentschädigung zu 
treffen. Die Richtlinien enthalten vielmehr im Ab­
schnitt G nur nähere Bestimmungen über die Gewichts­
feststellung, und zwar sowohl für Waggonladungen als 
auch für Kahnverladung und LKW-Lieferung (Buchst. G 
Ziff. 1 Abs. 6). Für den vorliegenden Fall erübrigt es 
sich, näher darauf einzugehen, weil der Verklagte nicht 
bestritten hat, die ihm in Rechnung gestellten Mengen 
Speisekartoffeln auch gewichtsmäßig richtig erhalten 
zu haben.

Da in dem für das Jahr 1957 geschlossenen Kauf­
vertrag eine Vereinbarung über die Zubilligung einer 
Schwundentschädigung nicht enthalten ist, die gesetz­
lichen Bestimmungen eine solche auch nicht vorsehen, 
war es schon verfehlt, die Fortgeltung der im Jahre 
1954 getroffenen und für die Jahre 1955 und 1956 über­
nommenen Vereinbarung deshalb anzunehmen, weil es 
an einer Kündigung oder gar an einer gegenteiligen 
gesetzlichen Bestimmung fehlt. Die Abweisung der 
Klage war deshalb schon aus diesem Gesichtspunkt 
rechtsirrig.

Darüber hinaus aber hätten die Instanzgerichte be­
achten müssen, daß eine vertragliche Abmachung, wie 
sie die Parteien über die Gewährung einer Schwund­
entschädigung in früheren Jahren getroffen haben, auf 
eine Unterschreitung der staatlichen Festpreise hinaus­
läuft, insbesondere dann, wenn die Ware dem Käufer 
nicht im Waggon, sondern in kleineren Gewichtsmengen 
im LKW des Verkäufers zugeführt oder von ihm ab­
geholt wird und er anschließend rügelos über das 
Empfangsgewicht quittiert Die Abrede ist mithin 
geeignet, das Volkseigentum zu schädigen, und muß 
daher wegen Verstoßes gegen die Vorschrift des § 4 
der Preisverordnung Nr. 750 in Verbindung mit § 4 Abs. 1 
der Preisverordnung Nr. 367 zur Nichtigkeit führen. 
Dies hätte auch für den vorliegenden Fall berücksichtigt 
werden müssen, obwohl die Abmachung aus den 
Jahren 1954 bis 1956 alle irgendwie denkbaren Ge­
wichtsverluste ausgleichen sollte. Bei Preisanordnungen, 
die Festpreise festsetzen, müssen grundsätzlich a l l e  
von der Festpreisbildung erfaßten Faktoren in i h r e r  
G e s a m t h e i t  als preisbestimmend beachtet werden. 
Es ist eine unzulässige Auslegung der Preisbestim­
mungen, wenn diesen einzelne preisbdldende Elemente, 
im vorliegenden Falle also der Transportschwund, 
isoliert mit dem Ergebnis zugrunde gelegt werden, daß 
dadurch die Berechnung des Festpreises nach dem 
Empfangsgewicht durchkreuzt werden würde. Das 
Bezirksgericht übersieht, daß eine derartige Abmachung 
gleichzeitig eine mittelbare Preisunterschreitung dar­
stellt. Der Verklagte beruft sich daher auch vergeblich 
auf die in den früheren Kaufverträgen — nicht in dem 
maßgeblichen — enthaltene Klausel, daß er bei einer 
„aus technischen Gründen“ erfolgten Unterlassung der 
Feststellung des Neugewichts berechtigt sein solle, 
lVs Prozent vom Abgangsgewicht in Abzug zu bringen.

§ 16 Abs. 3 TestG; § 33 Abs. 1 NotVerfO.
Sehen das TestG und die NotVerfO für die Beurkun­

dung von Testamenten unterschiedliche Formerforder- 
nisse vor, so gelten ausschließlich die Bestimmungen der 
NotVerfO.

Dies gilt auch dann, wenn die Bestimmungen des 
TestG nicht ausdrücklich aufgehoben sind, da den sozia­

listischen Gesetzen grundsätzlich der Vorrang vor den 
früher erlassenen Gesetzen zu geben ist.

BG Magdeburg, Besohl, vom 13. Mai 1959 — 1 A 6/59.
Der 1958 in W. verstorbene Landwirt E. hatte 1958 im 

Krankenhaus in W. ein Testament vor dem Staatlichen 
Notariat errichtet, mit welchem er den Verklagten und An­
tragsteller zum alleinigen Erben eingesetzt und seiner 
Tochter — der Klägerin — den Pflichtteil entzogen hat Bei 
der Errichtung des Testaments war der Erblasser durch 
einen Schlaganfall am Schreiben behindert. Der staatliche 
Notar aus W. hat als Schreibzeugen die Schwester A. hin­
zugezogen, von der das Testament mit unterzeichnet wurde.

Auf die von der Klägerin erhobene Klage hat das Kreis­
gericht W. durch Urteil das Testament für nichtig erklärt 
In den Gründen führt das Kreisgericht aus, daß nach § 33 
NotVerfO ein zweiter Notar oder zwei Zeugen zugezogen 
werden müßten, wenn ein Beteiligter nach den Feststel­
lungen des Notars schreibunkundig, taub, blind oder am 
Schreiben behindert ist. Der staatliche Notar habe nur 
einen Zeugen hinzugezogen. Das Testament verstoße des­
halb gegen die zwingende Gesetzesvorschrift des § 33 Abs. 1 
NotVerfO und sei daher nichtig. Die Ansicht des Verklag­
ten, daß das Testamentsgesetz, das gern. § 16 Abs. 3 im Fall 
der Schreibbehinderung des Erblassers nur die Zuziehung 
eines Schreibzeugen vorsieht, als spezielles Gesetz nach 
wie vor Gültigkeit habe, sei rechtsirrig. § 16 Abs. 3 TestG 
sei nicht mehr geltendes Recht, auch wenn diese Bestim­
mung nicht ausdrücklich durch die Notariatsverfahrens­
ordnung außer Kraft gesetzt sei.

Gegen dieses Urteil beabsichtigte der Verklagte Berufung 
einzulegen. Er hat daher für die Durchführung des Be­
rufungsverfahrens um einstweilige Kostenbefreiung und 
Beiordnung eines Rechtsanwalts gebeten.

Aus den G r ü n d e n :
Dem Gesudi konnte nicht stattgegeben werden, da die 

weiter beabsichtigte Rechtsverfolgung keine Aussicht 
auf Erfolg bietet. Mit Recht vertritt das Kreisgericht den 
Standpunkt, daß § 16 Abs. 3 TestG durch die in § 33 
Abs. 1 NotVerfO erfolgte Neuregelung über das Ver­
fahren bei der Beurkundung von Rechtsgeschäften ein­
schließlich der Errichtung von Testamenten eines 
Schreibbehinderten durch die Staatlichen Notariate 
außer Kraft getreten bzw. nicht mehr anzuwenden ist 
Zur Zeit des Inkrafttretens des Testamentgesetzes gab 
es Staatliche Notariate noch nicht. Diese sind vielmehr 
erst durch die Verordnung über die Errichtung und 
Tätigkeit des Staatlichen Notariats vom 15. Oktober 1952 
(GBl. S. 1055) geschaffen worden. Mit der Notariats­
verfahrensordnung wurden Bestimmungen geschaffen, 
die die gesamte Tätigkeit des staatlichen Notars, u. a. 
das Verfahren bei der Beurkundung von Rechtsgeschäf­
ten und Beglaubigungen, regeln. Diese Bestimmungen 
sind jedoch nicht nur für die Tätigkeit der Staatlichen 
Notariate bindend, sondern gelten gern. § 89 NotVerfO 
gleichermaßen für die Beurkundungen und Beglaubi­
gungen durch die freiberuflichen Notare. Hieraus kann 
nur die Schlußfolgerung gezogen werden, daß § 16 Abs. 3 
TestG nicht mehr anwendbar ist. Dabei spielt es keine 
Rolle, daß die Bestimmung, nach der bei Errichtung 
eines Testaments durch einen Schreibbehinderten die 
Hinzuziehung nur eines Zeugen durch den Notar zu­
lässig war, nicht ausdrücklich aufgehoben ist. Einer 
solchen Aufhebung bedarf es nicht, weil grundsätzlich 
dem neuen, sozialistischen Gesetz, Und um ein solches 
handelt es sich bei der Notariatsverfahrensordnung, der 
Vorrang vor früher erlassenen Gesetzen zu geben ist.

Da bei der Errichtung des Testaments § 33 Abs. 1 
NotVerfO, der für die Beurkundung eines Rechts­
geschäfts die Hinzuziehung eines zweiten Notars oder 
zweier Zeugen im Fall der Schreibbehinderung des Be­
teiligten zwingend vorschreibt, nicht beachtet wurde, ist 
das Testament wegen Verstoßes gegen die durch Gesetz 
vorgeschriebene Form als nichtig anzusehen. Die Nich­
tigkeit ergibt sich aus §§ 48 Abs. 1 TestG, 125 BGB. Das 
Kreisgericht hat deshalb mit Recht die Nichtigkeit des 
Testaments festgestellt, so daß die weiter beabsichtigte 
Rechtsverfolgung keine Aussicht auf Erfolg bietet.

Anmerkung: Vgl. hierzu auch den Beitrag von Andrä, 
Über das Verhältnis des Testamentsgesetzes zur Nota­
riatsverfahrensordnung, NJ 1958 S. 174, in dem die 
gleiche Ansicht vertreten wird. D. Red.

7 88


